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AUf die ReViSion der Klägerin werden das Urteil dee
Land8880218188richt5 Nordrhein—Westfalen vom 310 Januar
1968, das Urteil des Sozialgerichte Köln vom 50 Juni 196%,
der B950h61d der Beklagten an die Klägerin vom 110 Februar
1966 und der Bescheid der Beklagten an die Beigeladene
vom 110 März 1966 aufgehoben„

Die Beklagte Wird verpflichtet, der Klägerin und der Bei—

geladenen Bescheide über die Gewährung von Hinterbliebe—
nenrente nach @ 45 Abs° 4 Satz 1 des Angestelltenversichee

rungsgesetzes zu erteilen[) 4

Die Beklagte hat der Klägerin die außergerichtlichen
Kosten des ver't‘ahrens zu erstatteno Der Beigeladenen sind
Kosten nicht zu erstatten„ > . - „\

___-___-—__ ‚__-....-

Der Rechtsstreit wird um die Frage geführt, ob die Klä—
gerin, deren Ehe mit dem Versicherten geschieden ist, nach
dem Tode des Versicherten Rente zu beanspruchen hat (@ 42
Satz 7 des Angestelltenversicherungegesetzes —AVG—)oDie
Beklagte hat dies mit Bescheid vom 110 Februar 1966 ver-
neinta Die Vorinstanzen haben den Bescheid für rechtmäßig
gehalten (Urteil des Sozialgerichts —SG—Köln vom 5° Juhi
1967; Urteil des Landeseozialgerichte —LSG—Nordrhein—
Westfalen vom 310 Januar 1968)„ Mit Bescheid vom 110 März
1966 hat die Beklagte der Beigeladenen (der Witwe des
Versicherten) eb 1° Juli 1965 die Witwenrente gewährto

-33W333913 des 558 liegen fä2gende - «13 der Revision
nicht angegriffene und daher für das Bundessozialgericht
(BSG) bindende - tatsächliche Feststellungen zugrunde:
Die Klägerin wer mit dem Versicherten seit April 1939 —
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nach ihren Angaben im Revisionsverfahren als dessen zweite

Ehefrau — verheiratet° Aus dieser Ehe stammt ein 1941

geborener Sohn° Die Ehe wurde im September 1957 aus
überwiegendem Verschulden des Versicherten geschie—

den„ Eine Unterhaltsvereinbarung haben _der Versicher—

te und die Klägerin nicht getroffen£ Im Februar 1958

heiratete der Versicherte die
Beigeladene°

Am 31. Juli

1965 starb der Versicherte; die Ehe mit der Beigeladé—
nen bestand bis zu seinem Tode.

Der Versicherte zahlte an die Klägerin in den letz—

ten Jahren vor seinem Tode — auch nach dem Selbständig—

werden des Sohnes im Jahre 1961 — alle vier Wochen

40,—- DM„ Er verdiente in der Zeit vom 10 Januar bis

310 Juli 1965 netto rund 672,—— DM monatlich; etwa
in dieser Höhe lag auch sein Einkommen im Jahre 19640

Die Klägerin verdiente als Hausgehilfin in den Mona en
Januar bis Juli 1965 neben freiem Frühstück und Mittag-

essen netto monatlich 577,-— DM; für das Jahr 1964

wurden für sie Beiträge nach einem Entgelt von

50291‚__ DM entrichtet° An Miete hatten sie bis Mai
1965 monatlich 36,40 sodann 48‚-— DM zu zahlen„

Der Regelsatz für den Unterhaltsbederf im Bereich

des Sozialamts der Stadt Bonn”— dem Wohnort der Klä—

gerin - betrug in der Zeit vom 10 Januar bis 300 Sep—

tenber 1965 für Alleinstehende monatlich 120,—— DM

zuzüglich des Unterkunftsbedarfs (und eines Zuschlages

bei Erwerbsunfähigkeit)o

Das LSG wies die Berufung der Klägerin gegen das klag-

abweisende Urteil des SG zurück: Für die Frage, ob

der Versicherte gegenüber der Klägerin "zur Zeit

seines Todes" unterhaltspflichtig gewesen sei (@ 42
Satz 1 AVG, 1„ und 29 Alternative), komme es auf den
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letzten wirtschaftlichen Dauerzustand vor dem Tode des

Versicherten ano In dieser Zeit sei der Versicherte der

Klägerin nach den Vorschriften des Ehegesetzes (EheG) nicht
unterhaltspflichtig gewesen, weil das Einkommen der Klä—

gerin aus eigener Erwerbstätigkeit für ihren angemessenen

Unterhalt ausgereicht habe„ Diese Erwerbstätigkeit sei der

Klägerin trotz der bei ihr vorliegenden gesundheitlichen
Beeinträchtigungen zumutbar gewesen° Eine Unterhaltspflicht

aus "sonstigen Gründen" habe nicht bestandena Der von dem

Versicherten alle vier Wochen an die Klägerin gezahlte Bs—

trag von 40,—— DM erfülle aber auch nicht die Voraussetzun—

gen der 3. Alternative des 5 42 Satz 1 AVG° "UnterhaltH im
Sinne dieser Alternative sei nur eine Zahlung, die sowohl

nach der allgemeinen Auffassung dem Betrage nach nominell

ins Gewicht falle als auch am Einkommen der geschiedenen

Frau gemessen geeignet sei, deren Lebensführung merklich

zu verbessern° Das zweite Erf0rdernis ergebe sich aus der

nach 5 45 Abs„ 4 Satz 1 AVGauch im vorliegenden Falle in
Betracht kommenden "Aufteilung" der Rente an mehrere frühe—

re Frauen des Versicherten, die nur dann berechtigt sei‘)

wenn die Zahlungen des Versicherten für die geschiedene

Frau so wesentlich gewesen seien, daß sie nach dem Tode

des Versicherten einen "Ersatz" durch die Rente erforder—

ten° Die Klägerin habe aber ihren Lebensstandard aus ih—

rem Erwerbseinkommen auch ohne diese Zahlungen aufrecht—

erhalten könneno

Die Klägerin legte frist— und formgerecht die vom LSG zu—
gelassene Revision ein° Sie beantragte,

unter Abänderung des angefochtenen Urteils

den Bescheid vom 110 Februar 1966 aufzu—

heben und die Beklagte zu verurteilen, der

Klägerin "Geschiedenen—Witwenrente" in

gesetzlicher Höhe zu gewähren(}
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Die Beigeladene beantragte,

die Revision zurückzuweisen°

Sie trug vor, die Klägerin habe wegen ihres eigenen 353
Erwerbseinkommens keinen gesetzlichen Unterhaltsanspruch

gegen den Versicherten gehabt„ Die Klägerin habe nicht

aus Not gearbeitet, sondern nach ihrem eigenen Vor-

bringen gerade mit dem Willen, dadurch zu Lebzeiten
‘des Versicherten von dessen Unterhaltsleistungen un—

abhängig zu bleiben; damit bestehe auch kein Anlaß

zur Gewährung von Rente nach dem Tode des Versicher—

ten. Die "Unterhaltsersatzfunktion" der Rente habe

für den vorliegenden Fall keine Bedeutung. Der Betrag

von 40,—— DM für je vier Wochen stelle — gemessen an

dem sonstigen Einkommen der Klägerin — keinen "Unter—

halt" der() Da @ 45 Abs° 4 AVG zu einer "Interessen—
Kollission" der geschiedenen Frau und der Witwe führe,

xönnten nur Zuwendungen des Versicherten, von denen

die geschiedene Frau wenigstens zu einem nennenswer—
ton Teil hätte leben können, den Rentenanspruch recht—

fertigen. Diese Voraussetzungen lägen hier nicht vor„

Die Beklagte stellte keinen Antrag°

Alle Beteiligten erklärten sich mit einem Urteil ohne

mündliche Verhandlung einverstanden (55 165, 153 Abso1‚

_124 Abs() 2_des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—)°

II

Die Revision der Klägerin ist zulässig (35 162, 164
SGG)° Sie ist auch begründet; der Klägerin als der ge—
schiedenen Frau des Versicherten steht ab 10 Juli 1965
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— dem Monat des Todes des Versicherten — Rente ("Geschie—

denen—Wltwenrente") in der sich aus @ 45 Abs„ 4 Satz 1

AVG ergebenden Höhe zu„ Die Beigeladene als die mitwe des

Versicherten hat von diesem Zeitpunkt an — unbeschadet

ihres Anspruchs nach @45 Abso 5 AVG für die ersten drei
Monate, das sogenannte "Sterbevierteljahr" : Anspruch

auf Rente nur in der Höhe, die sich aus 5 45 Abso 4 Satz 1
AVG ergibt°

Gegenstand des Verfahrens ist sowohl der Bescheid der

Beklagten vom 11° Februar 1966, mit dem die Beklagte die
Gewährung von "Geschiedenen—Witwenrente“ an die Klägerein

abgelehnt hat, als auch der Bescheid vom 110 März 1966,

mit dem die Beklagte der Beigeladenen die (volle) titwen—
rente gewährt hat„ Jeder der beiden Bescheide regelt die

Frage, ob im Sinne von 5 45 Abs‚ 4 AVG "mehrere Berechtig—
te nach den @@41 Und 42 (oder) AVG vorhanden sind" und

ob deshalb hier der geschiedenen Frm.und der Witwe nur
"der Teil der „„Da Rente der im Verhältnis zu dem ande—

ren Berechtigten der Dauer (ihrer) Ehe mit dem Versicher»

ten entspricht" zusteht (vgl" Urteil des BSG vom 230 Juni
1964, BBG 21, 125 f mit weiteren Hinweisen)„ Die Klägerin

wendet sich daher im vorliegenden Falle nicht nur gegen'
den ihren Anspruch betreffenden Bescheid der Beklagten

vom 11° Februar 1966, sondern auch gegen den die Rente

der Beigeladenen betreffenden Bescheid vom 11° März 19660
Sie hat im übrigen im Berufungsverfahren ausdrücklich auch

die Aufhebung des Bescheides vom 11° März 1966 begehrt,

das LSG hat durch die Zurückweisung der Berufung der

klägerin, obwohl es dies nicht ausdrücklich gesagt hat,

auch die Rechtmäßigkeit des Bescheids vom 110 März 1966
bejaht° Damit betrifft auch die Revision der Klägerin die
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Im vorliegenden Fall kann dahingestellt bleiben, ob der

Versicherte der Klägerin nach 5 58 EheG unterhaltspflicht
tig geweSen ist (eine Unterhaltspflicht des Versichere ‘

ten "aus sonstigen Gründen" hat das LSG mit zutreffender

Begründung verneint, dies ist zwischen den Beteiligten

auch nicht mehr streitig); es kommt deshalb hier auch

nicht darauf an, ob tatsächlich erzieltes Erwerbsein—

kommen der geschiedenen Frau bei der Prüfung ihrer "Un-

terhaltsbedürftigkeit" stets zu berücksichtigen ist

oder nur dann, wenn ihr nach den Verhältnissen der

Beteiligten, insbesondere auch nach ihrem eigenen

Gesundheitszustand, die von ihr verrichtete Arbeit

"zuzumuten" gewesen ist. Der Anspruch der Klägerin

ist jedenfalls deshalb begründet, weil ihr der Ver—

sicherte im letzten Jahr vor seinem Tode "Unterhalt"

geleistet hat (@ 42 Satz 1 AVG, 3° Alternative).

Zu dem Begriff des "Unterhalts" im Sinne dieser

Vorschrift ist bereits in dem Urteil des BSG vom

20( Juli 1960 (ESG 12, 279, 281) ausgeführt, daß

darunter nicht nur Unterhaltsleistungen zu ver—

stehen sind, die zur Deckung des angemessenen oder

auch nur des notwendigen Lebensbedarfs der geschie-

denen Frau erforderlich sind,und daß der Versicher—

te uuch "Unterhalt" geleistet haben kann, wenn die

geschiedene Frau im maßgeblichen Zeitraum eigene

ausreichende Einkünfte gehabt hat„ Auch ein Betrag,

der nur als "Zuschuß" zu dem von der geschiedenen

Frau — ganz oder teilweise —
aus anderen Einkünften,

insbesondere aus ihrem eigenen Erwerbseinkommen be—

strittenen Unterhalt von dem Versicherten geleistet

worden ist, kann "Unterhalt" im Sinne von 5 42 Satz

1 AVG sein und damit nach dem Tode des Versicherten

zu einem Anspruch auf "Geschiedenen—Witwenrente"

führen° Andererseits ist nach der ständigen Recht—

sprechung des BSG — vgl° zuletzt Urteil des BSG
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(5° Senat) vom 140 März 1968, SOZRNro 41 zu 5 1265 EVO;
ferner una° die Urteile vom 51° Mai 1967 (12„ Senat),
BSG 26, 293, 294; vom 27„ Oktober 1964 (4, Senat), BSG

22, 44, 46/47; des erkennenden Senats vom 170 März 1964,

SozR Nr° 18 zu @ 1265 RVG — nicht jeder Betrag, der von
dem Versicherten der geschiedenen Frau tatsächlicn gezahlt

werden ist, also nicht "jede DMark oder gar jeder foen—

nig” (BSG 22, 46) als "Unterhalt" im Sinne von 5 42 Satz 1
AVG anzusehen „ Es muß sich vielmehr bei den Zahlungen

des Versicherten um Beträge handeln, die "nach der allge—

meinen Auffassung unter besonderer Berücksichtigung auch

der zeitlichen und örtlichen Verhältnisse nominell ins

Gewicht fallen und auch im Hinblick auf den Gesemtunter—

halt erheblich" sind (BSG 22, 48); sie müssen die Lebens—
führung der geschiedenen Frau "merklich verbessert"

haben (SozR Nr° 18 zu © 1265 RVG)° Nach der Rechtspre—
chung des BSG folgt dies einerseits aus der allgeneinen

"Unterhaltsersatzfunktion" der Rente, die in den Fällen

der 1„ und 20 Alternative des @ 42 Satz 1 AVG wegen des
Wegfalls des Rentenanspruchs auf Unterhalt gegen den

Versicherten oder bei der 3. Alternative wegen des Weg—

falls der tatsächlich von dem Versicherten geleisteten

Zahlungen gewährt wird. Andererseits gebietet dies aber

auch die Rücksicht auf die Witwe des Versicherten, deren

Rentenanspruch durch die Rentengewährung an die geschie—

dene Frau nach 5 45 Abs, 4 Satz 1 AVG möglicherweise er—
heblich beschränkt wird() Der Rentenanspruch der Witwe

und der geschiedenen Frau, die gegen den Versicherten

einen Anspruch auf Unterhalt gehabt haben, trägt der

"Erwartung" Rechnung, daß an die Stelle des mit dem

Tode des Versicherten weggefallenen Anspruchs die Lei—

stungen der Sozialversicherung treten werdeno Der An-

spruch, der der geschiedenen Frau‚die keinen Unterhalts—

anspruch gegen den Versicherten gehabt hat, eingeräumt

wird, berücksichtigt die "Erwartung", daß von dem Ver-
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sicherten im letzten Jahr vor seinem Tode tatsächlich

gezahlte Beträge ihr voraussichtlich wohl auch weiter—

hin zugeflossen wären und daß sie sieh deshalb auf

diese lmistungen hat "einstellen" dürfen° Diese Er—

wartung verdient aber dann keine Berücksichtigung,

wenn die geschiedene Frau von dem Versicherten nur

geringfügige. für ihre Lebenshaltung nicht ins Ge—

wicht fallende Zahlungen erhalten hat° Es mag zwar

rechtspolitisch erwünscht sein, daß der geschiedenen

Frau ohne Rücksicht darauf, ob eine Unterhaltspflicht

des früheren Ehemannes bestanden hat und auch ohne

Rücksicht darauf, ob und welche Zahlungen sie von
dem Versicherten im letzten Jahr von seinem Tode

erhalten hat, ein Anspruch auf Rente eingeräumt

würde, und zwar deshalb, weil sie als "Hausfrau wäh—

rend bestehender Ehe die Rentenberechtigung ihres

Ehemannes miterdient hat und diese Teilhabe zumin—

dcst einen unbedingten Anspruch auf Hinterbliebenen—

rente rechtfertigt" (vglo Langkeit, Gutachten für

die sozialrechtliche Arbeitsgemeinschaft des 47„

eutschen Juristen—Tags — 1968 —, insbesondere

F _7; auch der erkennende Senat hat bereits in dem

Urteil vom 170 märz 1964, SozR Nr„ 18 zu © 1265 RVG,
ausgeführt, daß die Hinterbliebenenrente der Witwe

und der geschiedenen Frau neben ihrer "Unterhalts—

grentzfunktion" auch der während der Ehe von der

£rau durch ihre Haushaltstätigkeit erbrachten "Vor—

leistung" Rechnung tragen solla Solange aber, wie

dies nach der derzeitigen gesetzlichen Regelung in

der Rentenversicherung — ebenso auch in der Kriegs—

opferversorgung (vgl° @ 42 BVG) und in der Unfall—

versicherung (vglo @5922RVO) — der Fall ist, der
Rentenanspruch der geschiedenen Frau an die Unter—

haltspflicht des Versicherten zur Zeit seines Todes

oder an die tatsächlichen Zahlungen im letzten Jahr

..10..
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vor dem Tode des Versicherten geknüpft, also\in wesent;

lichen auf die "Unterhaltsersatzfunktion" der Rente ab—

gehoben ist, ist daran festzuhalten, daß in den Fällen

der 5, Alternative des 5 42 Satz 1 AVG nur solche Zahlun—

gen den Rentenanspruch der geschiedenen Frau rechtferti—

gen, die im Hinblick auf ihre Höhe einen "Ersatz" durch

die Gewährung von Rente notwendig erscheinen lassen, Hieran

ändert auch nichts, daß dann, wenn in diesem Sinne von dem

Versicherten "Unterhalt" geleistet worden ist, nach 5 45

AbSo 4 Satz 1 AVG die "Aufteilung" der Rente allein nach

dem Verhältnis der Dauer der Ehe der berechtigten Frauen

mit dem Versicherten erfolgt und der Rentenanspruch der

gesohiedenen Frau damit höher sein kann als die Zahlungen,

die sie von dem Versicherten erhalten hate Entscheidend

ist, daß nach der derzeitigen Rechtslage ”Rechtsgrund"

für den Anspruch auf die "Geschiedenen—Witwenrente" die Un—

terhaltspflicht bzw° die Unterhaltszahlungen des Versicher—

ten ist. während die Regelung des 3 45 Abs° 4 Satz 1 AVG

nur das Verhältnis der mehreren "Berechtigten" unterein—

ander betriffta Der Senat hält also ungeachtet der von
Heussner (in "Der Betrieb". Beilage Nr° 19/68 zu Heft

Nr„ 37) geäußerten Bedenken an der auch vom Schrifttum

ganz überwiegend geteilten Rechtsauffassung fest, daß-

nur geringfügige Zahlungen des Versicherten im letzten

Jahr vor seinem Tode, die auch bei Berücksichtigung des

eigenen Einkommens der Frau deren Lebensführung nicht

merklich verbessert haben, nicht als "Unterhalt" im Sinne

des 5 42 Satz 1 AVG, 5° Alternative, anzusehen,.sind°

Festzuhalten ist grundsätzlich aber auch an der in den

erwähnten Urteilen vertretenen Rechtsauffassung, daß als

geringfügig in der Regel ein Betrag anzusehen ist, der

nicht etwa 25 vo Ho des zeitlich und örtlich notwendigen

"Mindestbedarfs", der an den_Richtsätzen der für die Ge—
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währung von Sozialhilfe zuständigen Behörden gemessen

werden kann, erreicht° In der Regel hat dieser "Grenz—

betrag", wie sich in den bisher vom BSG entschiedenen

Fällen gezeigt hat, in dem hier maßgeblichen Zeitraum

(1964/65) etwa 40,——bis 50,——DMmonatlich betragen.
-Ob an dieser Abgrenzung auch dann festzuhalten ist,

wenn es sich um Versicherte "in wirtschaftlichen Ver—

hältnissen, die sich am Rande des Existenzminimums

bewegen", handelt (Heussner aaO), kann hier dahinge—

stellt bleiben. Der Senat braucht sich auch nicht da-

zu zu äußern, ob — wie die Vorinstanzen angenommen
haben und auch die Beigeladene meint — ein Betrag. der

25 V.H‚ des "Mindestbedarfs" erreicht oder überschrei—

tet, im Einzelfall trotzdem deshalb nicht als "Unter—

halt" anzusehen ist, weil die geschiedene Frau beson—

ders hohe eigene äinkünfte gehabt hat° in den Regel;

fällen wird ein Betrag von 40,—- bis 50‚—— DM monatlich

für die Lebenshaltung der geschiedenen Frau meistens

erheblich sein, Jedenfalls trifft dies im vorliegen—

den Falle zu; die Klägerin hat nach der Feststellung

des LSG im Durchschnitt des letzten Jahres vor dem

?ode des Versicherten ein Arbeitseinhommen von netto

;tua 480,—— DM monatlich (zuzüglich von freiem Brüh—
etüch und Mittagessen) erzielt° Immerhin haben damit

hier die Zahlungen des Versicherten einen Betrag aus-

gemacht, der etwa 10 V„H‚ des sonstigen ßareinkommens

der Klägerin betragen hat;, die Klägerin hat davon

auch im wesentlichen ihre Wohnungsmiete bestreiten

können° Diese Zahlungen können deshalb auch gemessen

an dem Arbeitseinkommen der Klägerin nicht als nur ge—

ringfügig angesehen werden,

Die Klägerin hat sonach, entgegen der Auffassung der

Vorinstanzen, "Geschiedenen-Witwenrente" nach @ 42 Satz 1

AVG, 3, Alternative, zu beanspruchen. Der Beigeladenen

steht Witwenrente nach 5 41 AVG zu° Es sind sonach
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“mehrere Berechtigte" im Sinne von $ 45 Abs„ 4 Satz 1 AVG vor—
handen mit der Folge, daß sowohl die Klägerin als auch die

Beigeladene den Teil der für sie zu berechnenden Rente zu er—
halten hat. der der Dauer ihrer Ehe mit dem Versicherten ent—

sprichto Der Bescheid vom 11° Februar 1966 ist SOUUÖh rechts—

widrig, weil die Beklagte die Gewährung von Rente an die Klä—

gerin zu Unrecht abgelehnt hat° Der Bescheid vom 110 März 1966

ist rechtswidrig, weil die Beklagte bei der Gewährung der

Rente an die Beigeladene nicht berücksichtigt hat, daß auch

die Klägerin enspruchsberechtigt isto Auf die Revision der

Klägerin sind daher die Urteile der Vorinstanzen und die Be—

echeide vom 110 Februar 1966 und 110 März 1966 aufzuheben„ Der

Senat kann in der Sache entscheiden (@ 170 Abs„ 2 Satz 1 SGG)Ü

Die Beklagte hat der Klägerin und der Beigeladenen die Rente

in der Höhe zu gewähren, die sich aus @ 45 Abso 4 Satz 1 AVG
ergibt, und hierüber Bescheide zu erteilen.

Die Entscheidung über die Kosten beruht auf s 193 SGGQ
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